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I. Fischereipolitik 

 

Der Deutsche Fischerei-Verband ist der Zusammenschluss aller Fischereisparten 

in Deutschland, d. h. der Seefischerei, Binnenfischerei mit der Aquakultur und der 

Angelfischerei. Der Deutsche Fischerei-Verband hat vorrangig die Aufgabe, die 

Einheit und die Zusammenarbeit der gesamten Fischerei bei der Erhaltung und 

Entwicklung einer sozial, ökonomisch und ökologisch nachhaltigen Fischerei 

durch die Vertretung der gemeinsamen Interessen auf internationaler und 

nationaler Ebene zu befördern. Dabei sorgt der Deutsche Fischerei-Verband für 

eine bestmögliche Koordinierung der Einzelinteressen der Mitgliedsverbände.  

 

Die folgenden Verbände gehören dem Deutschen Fischerei-Verband an: 

 

Für die Seefischerei der Verband der deutschen Kutter- und Küstenfischer e.V. 

(VDKK) und der Deutsche Hochseefischerei-Verband e.V. (DHV). Für die beruf-

liche Binnenfischerei und Aquakultur der Verband der Deutschen Binnen-

fischerei e.V. (VDBA) und für die organisierten Angelfischer der Deutsche 

Angelfischer-Verband e.V. (DAFV). 

 

Die Einzelinteressen der Mitgliedsverbände werden durch diese direkt wahrge-

nommen. 

 
 
1. Internationale Fischereipolitik 

Bei der Europäischen Einigung wurden die wichtigsten Teile der fischereipoli-

tischen Entscheidungsgewalt von den Mitgliedsstaaten an die Organe der Euro-

päischen Union übertragen. Seitdem prägt die Gemeinsame Fischereipolitik 

(GFP) die berufliche Fischereiausübung und befasst sich zunehmend mit der 

Freizeitfischerei, wenn diese für die Bestandsbewirtschaftung von Bedeutung ist. 

Das höchste beschlussfassende Gremium ist der Ministerrat, bestehend aus den 

Regierungen der Mitgliedstaaten bzw. den zuständigen Ressortministern. Die 

Fischereifragen werden seit 2002 vom Rat der Agrarminister bearbeitet.  
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Nach der Reform der GFP im Jahre 2013 sind als zusätzliches Beratungs- und 

Entscheidungsgremium regionale Gruppen der jeweiligen Küstenstaaten zu-

sammengetreten. Sie sind ein Teil der Umsetzung der beabsichtigten ĂRegiona-

lisierungñ der Entscheidungsfindung in der EU und bereiten auf der Ebene der 

Fischereidirektoren die Verordnungen vor, die dann im Ministerrat endgültig be-

schlossen werden. F¿r die Nordsee ist es die sogenannte ĂScheveningenñ-

Gruppe. F¿r den Ostseeraum heiÇt das Gremium ĂBaltfishñ. 

Nach Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages im Jahre 2010 hat das Europäische 

Parlament mehr Macht und gesetzgeberische Kompetenz erhalten. Mit Aus-

nahme der Festsetzung von jährlichen Fangquoten müssen alle Fischereirege-

lungen von Rat und Parlament gemeinsam getroffen werden. Das Initiativrecht 

der Kommission bleibt davon unberührt.  

 

Die Ausgestaltung der Mitentscheidung des europäischen Parlamentes ist für alle 

Beteiligten mit großen Schwierigkeiten verbunden. Der Ministerrat und die Mit-

gliedsstaaten bemühen sich um den Erhalt ihrer führenden Rolle. Die EU-

Kommission versucht demgegenüber, ihren Einfluss durch die Ausweitung der 

sogenannten Ădelegierten Rechtsakteñ zu erweitern. Dies sind Befugnisse zum 

Erlass von Durchführungsregelungen, die ohne Beteiligung von Rat und Parla-

ment entstehen und nur durch ein kompliziertes Veto-Verfahren mit sehr hohen 

Schwellen aufgehalten werden können.  

 

In aufwändigen und intransparenten Verhandlungen zwischen den drei beteiligten 

Parteien Ministerrat, Parlament und Kommission (ĂTrilogñ) werden die 

gemeinsamen Entscheidungen vorbereitet. Besonders problematisch ist die 

Verabschiedung von Langzeit-Managementplänen. Der Ministerrat sieht sie als 

Bestandteil der Festsetzung quantitativer Fangmöglichkeiten, die in seine aus-

schließliche Kompetenz fallen. Das Parlament fordert demgegenüber volle 

Mitwirkungsrechte bei diesen Entscheidungen. Langzeitpläne sind dadurch seit 

mehr als einem Jahr in der Verabschiedung und Weiterentwicklung blockiert. 

Dies betraf im Berichtsjahr den Managementplan für Ostseehering, der eine 

Voraussetzung für die msc-Zertifizierung darstellt. Es zeichnet sich ab, dass der 
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Europäische Gerichtshof hierzu Recht sprechen muss, wenn sich die Parteien 

nicht einigen. 

 

Im Zuge der Reform der Fischereipolitik ist erkennbar, dass sich die EU-Parla-

mentarier ernsthaft und mit großem Einsatz um die Wahrnehmung ihrer Verant-

wortung als demokratisch legitimierte Entscheidungsträger gegenüber der 

Kommission und dem Ministerrat bemühen. Die Veranstaltungen des Fischerei-

ausschusses des Europäischen Parlamentes werden von Fischereivertretern mit 

wachsendem Arbeitsaufwand begleitet.  

Die Sach- und Facharbeit in der Kommission der Europäischen Union wird von 

den einzelnen Generaldirektionen geleistet. Sie unterstehen dem jeweiligen 

Kommissar.  

 

Für die gesamte Fischerei, d. h. sowohl See-, Binnen- als auch Angelfischerei, ist 

die Generaldirektion für maritime Angelegenheiten (DG Mare), die frühere Gene-

raldirektion Fischerei, verantwortlich. In dieser Generaldirektion ist außerdem die 

gemeinsame Meerespolitik der EU angesiedelt.  

 

Die Amtszeit der aus Griechenland stammende Kommissarin Maria Damanaki 

endete 2014. Sie hatte sich mit großem Einsatz der Reform der Gemeinsamen 

Fischereipolitik gewidmet und konnte zum Ende des Jahres 2013 die Verab-

schiedung der Grundverordnung zur GFP-Reform feiern. Als neuer Kommissar 

wurde Karmenu Vella aus Malta gewählt. Er ist nach Umstrukturierungen in der 

neu gebildeten EU-Kommission auch verantwortlicher Kommissar für die DG 

Umwelt, die jedoch als eigenständige Organisationseinheit bestehen bleibt. 

 

Andere Generaldirektionen nehmen wachsenden Einfluss auf die Regelung der 

Fischerei. Die DG Umwelt beschäftigt sich mit der Umsetzung der Natura 2000-

Richtlinien auf dem Meer und strebt nach Einfluss auf das Fischereimanagement. 

Sie arbeitet federführend an der Umsetzung der Meeresstrategie-Richtlinie und 

ist verantwortlich für die Vogelschutz-Richtlinie, also auch für die Bearbeitung des 

Problems mit den wachsenden Kormoran-Vorkommen in Europa. Die DG 
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SANCO, die für Lebensmittelsicherheit und Tiergesundheit zuständig ist, wirkt 

durch die Mitgestaltung der Fischgesundheits- und Hygiene-Richtlinien auf 

wichtige Bereiche der Fisch- und Muschelzucht ein.  

 

Die nationalen Fischereizonen aller Mitgliedsstaaten sind als sogenanntes ĂEG-

Meerñ zusammengefasst und werden im Rahmen von Entscheidungen der EU-

Gremien seit 1983 gemeinsam bewirtschaftet.  

 

Im Ostseebereich ist das Fischereiregime nach dem Beitritt von Polen und den 

baltischen Staaten vollständig durch die EU geprägt. Die bilateralen Verhand-

lungen mit Russland haben ebenso wie die russischen Fischereiaktivitäten kaum 

noch eine Bedeutung für die Bewirtschaftung. Die Ostsee gilt als erste 

Meeresregion, in der die Fischbestände vollständig nachhaltig bewirtschaftet sein 

können. Diese Erfolge bei der nachhaltigen Bewirtschaftung bringen das Meeres-

gebiet in eine Vorbildfunktion für andere Gewässer in der EU. 

 

Die Fischerei in den Gewässern von Drittländern außerhalb der EU wird im 

Rahmen von Partnerschaftsabkommen für alle Mitgliedsstaaten ausgeübt. 

Führen die Verhandlungen nicht zu einem Ergebnis, können einzelne Unter-

nehmen prinzipiell auch Lizenzverträge auf privatwirtschaftlicher Basis mit den 

Drittlandsstaaten abschließen. Dies findet in der Praxis jedoch nicht mehr statt. 

Für die deutsche Fischerei sind insbesondere die Abkommen mit Norwegen, 

Grönland, Island und den Faröer-Inseln über die Fischerei im Nordatlantik von 

Bedeutung.  

 

Südlich der EU-Gewässer gibt es deutsche Interessen insbesondere im Süd-

atlantik wie z. B. in mauretanischen Gewässern und in Marokko. Für die Hoch-

seefischerei sind die Referenzen in südpazifischen Gewässern zur Grundlage 

einer zukunftsträchtigen Fischerei geworden, auch wenn die Ertragslage unsicher 

sein kann. Die Regelungen der zuständigen regionalen Fischereiorganisation für 

die Hohe See außerhalb nationaler Zuständigkeiten bauen auf die bisherige Teil-

nahme an der Fischerei und den dabei gemeldeten Fängen im jeweiligen Gebiet 

auf.  
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Regionale Fischereiorganisationen (RFMO) gewinnen zusehends an Bedeutung 

und Wirksamkeit für das Fischereimanagement auf der Hohen See. Sie sind auch 

ein wirksames Instrument zur Bekämpfung der IUU-Fischerei (illegal, unkon-

trolliert und nicht gemeldet bzw. unreported), der sich die EU mit wachsendem 

Einsatz widmet. Angesichts der globalisierten Warenströme und der Wettbe-

werbssituation auf den lokalen Märkten sind diese Aktivitäten zur Herstellung von 

Rechtstreue und zur Entwicklung nachhaltiger Bewirtschaftungsformen außerhalb 

der EU auch für hiesige, kleine Küstenfischereibetriebe von großem Nutzen, 

wenn sie Erfolge bringen.  

 

Abkommen und Protokolle mit verschiedenen Küstenstaaten Afrikas und des 

Indischen Ozeans sichern vor allem den südlichen Mitgliedstaaten der EU Fang-

möglichkeiten in der Thunfisch- und Schleppnetzfischerei. Sie bieten vielfältige 

entwicklungspolitische Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne eines nachhaltigen 

Fischereimanagements und einer umweltverträglichen Ressourcennutzung in 

den Partnerstaaten der Dritten Welt. Demgegenüber sind bilaterale, privatwirt-

schaftliche Abkommen der Drittweltstaaten mit Unternehmen aus Ländern mit 

weniger weit entwickelten Interessen an partnerschaftlichen Nachhaltigkeitszielen 

keine Gewähr dafür, dass die resultierende fischereiliche Ressourcennutzung 

den Kriterien und Prinzipien der UN für nachhaltige Erzeugung entspricht. Sie 

treten zunehmend in die Nachfolge von EU-Partnerschaftsabkommen, denn die 

Aktivitäten europäischer Schiffe in Drittlandsgewässern stehen fortlaufend in der 

Kritik von Umweltorganisationen. Wirklichkeitsferne, kampagnenartige Insze-

nierungen erregen die Aufmerksamkeit der Medien und beschäftigen die poli-

tischen Gremien ebenso wie die Fischereivertretungen. Insbesondere im Fische-

reiausschuss des EU-Parlamentes werden Drittlandsabkommen der EU oftmals 

blockiert, verzögert und so verändert, dass sie für europäische Schiffe nicht mehr 

wirtschaftlich sind.  

 

Im Jahr 2003 startete die italienische EU-Ratspräsidentschaft eine Initiative zum 

Bürokratie-Abbau, und das Thema steht seitdem beständig auf der Tages-

ordnung. Verwaltungsvereinfachung im Fischereisektor gibt es bisher nicht. Die 

Verordnungen nehmen an Umfang zu und werden laufend komplizierter. Der 
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bürokratische Aufwand nimmt für die Betriebe ständig zu und verursacht Zeit-

verluste sowie zusätzliche Kosten. Ohne die Beratung durch Experten können die 

Fischereibetriebe die Rechtsvorschriften zwar noch lesen, aber oftmals nicht 

mehr verstehen. Selbst für Fachleute in der zuständigen Verwaltung sind die 

Gesetzestexte kaum noch nachvollziehbar. Die Umsetzung der GFP hat dabei im 

Berichtsjahr zu einer weiteren Verschärfung der Problematik geführt. 

 

Regelwerke entfalten ihre Wirkung besonders gut, wenn sie nicht nur mit 

Kontrolle und Bestrafung durchgesetzt werden, sondern wenn ihr Sinn zum 

Wohle der Allgemeinheit erkennbar wird und ihre Umsetzung zu einer Ver-

besserung der wirtschaftlichen oder sozialen Lage der Menschen führt. Dies ist 

für Fischereibetriebe in vielen Fällen nicht mehr wahrnehmbar. Die Regeln er-

scheinen oftmals als sinnlose bürokratische Lasten oder sogar ungerechtfertigte 

Einschränkungen der menschlichen Aktivität ohne Nutzen für die Umwelt oder 

andere Schutzgüter. 

 

Bei der Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen für Erzeuger in Europa 

wurden durch die im Jahr 2009 verabschiedete Kontroll-Verordnung ein gemein-

samer Rahmen gesetzt. Ein tatsächliches, europaweit gleichmäßiges Ălevel 

playing fieldñ erfordert jedoch weitere Anstrengungen. Dies betrifft nicht nur die 

Wettbewerbsbedingungen europäischer Erzeuger gegenüber Drittlandsimporten, 

sondern auch das Investitionsklima und die Teilhabe am technischen Fortschritt.  

 

Eine besondere Herausforderung ist in diesem Zusammenhang weiterhin die Ge-

währleistung der Rechtstreue im Mittelmeer und im Schwarzen Meer. Weder der 

Zustand der Bestände noch die offensichtlich geringen Aussichten auf Durch-

setzung von Fischereimanagement-Maßnahmen geben Anlass zu der Annahme, 

dass die EU-Reformziele einer nachhaltigen Bewirtschaftung bis 2020 dort eben-

so erreicht werden wie in nord- und mitteleuropäischen Gewässern. 
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2. Mitarbeit in der Europäischen Union 
 

Die Arbeit des Verbandes auf europäischer Ebene konzentriert sich auf die 

Regionalen Räte (RACs) der EU, die im Zuge der GFP-Reform in AC (Advisory 

Councils, Beiräte) umbenannt wurden. Dies wurde nötig, weil die neu zu grün-

denden Beiräte für Marktfragen und Aquakultur keine regionale Ausrichtung mehr 

haben werden. Der Verband hat die Kontakte zum Fischereiausschuss des 

Europäischen Parlaments intensiviert und kann dadurch zumindest indirekt an 

der europäischen Gesetzgebung mitwirken. Die Fischereiverbände nutzen außer-

dem als Sozialpartner auf europäischer Ebene den Ausschuss für sozialen 

Dialog. 

 

Die Beiräte sind sehr aktive Organisationen, die den Informationsaustausch 

zwischen Fischerei, Umweltorganisationen, Wissenschaft und EU-Kommission 

qualitativ und quantitativ verbessern und eine Reihe von fachlich hochwertigen 

Dokumenten erarbeitet haben. Ihre Wirkung ist im Verhältnis zum Aufwand und 

zu den Kosten sowohl bei der Kommission, als auch bei den EU-Parlamentariern 

und bei den Mitgliedsstaaten unverändert gering. Im Zuge der GFP-Reform 

wurden außerdem die Mehrheitsverhältnisse zu Gunsten der nicht-Fischerei-

organisationen verändert, so dass die Umweltgruppen jetzt etwas mehr Gewicht 

haben. Deutschland ist Mitglied im Nordsee-AC (NSAC), im Ostsee-AC (BSAC), 

im AC für die pelagischen Arten (PELAC) und im Long-Distance-AC (LDAC). Hier 

werden jeweils ein oder mehrere Sitze in den Exekutiv-Komitees durch den DFV 

oder seine Mitgliedsorganisationen besetzt.  

 

Die ACs befassen sich praktisch mit allen Themen aus der Fischerei bis hin zur 

Raumplanung und zur Umsetzung fischereirelevanter Regelungen aus dem 

Naturschutzbereich. Sie sind überwiegend auf der Grundlage eigener Initiative 

und auf Anfrage der EU-Kommission tätig und erstellen in Arbeitsgruppen 

Empfehlungen, bei denen Fragen der Bewirtschaftung der Bestände im Vor-

dergrund stehen. Die Beschlussvorlagen aus den Arbeitsgruppen werden dem 

Exekutiv-Komitee zur Beschlussfassung vorgelegt. Diese Gremien tagen in der 

Regel öffentlich. Die Generalversammlung entscheidet vor allem über ad-
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ministrative, fiskalische und technische Belange. Die ACs organisieren im Be-

darfsfall ad-hoc- oder Focus-Gruppen und spezielle Workshops oder Symposien 

zu aktuellen Themen. Ihre Arbeit ist umfassend im Internet dokumentiert. 

 

Der Nordsee-RAC hat zur Zeit 3 Arbeitsgruppen: 

- Die Ădemersal working groupñ behandelt die Grundfischfischerei auf Rund- und 
Plattfische. 

- Die Ăspatial planning working groupñ befasst sich mit Fragen der Raumordnung 
sowie der Einrichtung und dem Management von Meeresschutzgebieten. 

- Die ĂSkagerak-Kattegat working groupñ arbeitet ¿ber verschiedene Regelungen 
der Fischerei im Kattegat und Skagerak.  

 

Im Berichtsjahr war der NSAC überaus aktiv. Es gab 10 Sitzungen der Arbeits-

gruppen, drei Versammlungen des Exekutiv-Komitees und eine Zusammenkunft 

der Generalversammlung. Zusätzlich traten Focus-Gruppen insgesamt an ver-

schiedenen Terminen zusammen. Die insgesamt neun Focus.Gruppen waren 

jedoch nicht alle aktiv. Bei der neu eingerichteten Focus-Gruppe zur Fischerei mit 

elektrischen Baumkurren (Pulse-fishery) amtiert der Generalsekretär als Chair-

man. Es gab erstmals auch konkrete Arbeiten zur Regelung der Angelfischerei 

auf Wolfsbarsch (Ăsea bass management planñ). Die Treffen fanden in England, 

Schottland, Dänemark, Belgien, Schweden, Deutschland, Frankreich und Holland 

statt.  

 

Zusätzliche gemeinsame Treffen mit der Kommission und den anderen ACs 

dienen der Klärung administrativer Belange und werden vom Präsidenten des 

Exekutiv-Komitees bzw. dem Sekretariat wahrgenommen. 

 

Im Berichtsjahr beteiligte sich der Nordsee-AC, wie die anderen ACs, an 

verschiedenen Seminaren und Konferenzen zur Diskussion über die Reform der 

Europäischen Fischereipolitik. 
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Der Ostsee-AC besitzt drei Arbeitsgruppen: 

- Die Ădemersal working groupñ behandelt die gesamte Grundfischerei. 

- Die Ăpelagic working groupñ bearbeitet Fragestellungen im Zusammenhang mit 
der pelagischen Fischerei. 

- Die Ăworking group for salmon and trout fisheryñ ruht nach der Verabschiedung 
des Managementplanes  

 
Im Berichtsjahr gab es vier Zusammenkünfte von Arbeitsgruppen und vier Sitzun-

gen des Exekutiv-Komitees sowie eine Generalversammlung. Die demersal 

working group und die pelagic working group halten ihre Versammlungen zur Zeit 

gemeinsam ab. 

 

Die Versammlungen fanden aus Kostengründen ausschließlich in Dänemark, 

Belgien und Polen statt. 

 

Der AC für die pelagischen Arten hat zwei Arbeitsgruppen eingerichtet, die zu-

nächst nach Beständen differenziert waren, im Berichtsjahr jedoch nach regio-

nalen Aspekten gemäß dem ICES-advice umstrukturiert wurden: 

- Die Ăworking group 1ñ behandelt die Heringsbestªnde in der Nordsee und den 
atlanto-scandischen Hering sowie Nordsee-Stöcker und Blauen Wittling. 

- Die Ăworking group 2ñ erarbeitet Empfehlungen für die Makrele, westliche und 
südliche Stöcker, westliche Heringsbestände und Eberfisch. 

 

Insgesamt gab es fünf Sitzungen der Arbeitsgruppen und drei Sitzungen des 

Exekutiv-Komitees. Die Generalversammlung trat einmal zusammen. Es gab 

zwei Sitzungen von Focus-Gruppen. Außerdem veranstaltete der Pelagische AC 

einen Workshop zum Hering in der Irischen See. Wichtige Themen waren neben 

den Bewirtschaftungsfragen pelagischer Arten und der Reform der Fischerei-

politik, insbesondere die Umsetzung des Rückwurf-Verbotes in der pelagischen 

Fischerei ab 2015 und die Klärung der Überlebensraten von Rückwürfen, die im 

Rahmen einer gesonderten Focus-Gruppe behandelt wurden. Außerdem wurde 

eine Empfehlung für einen Managementplan des Atlanto-scandischen Herings 

vorgelegt. Das rückläufige Interesse Islands an einer EU-Mitgliedschaft und die 

günstige Bestandsentwicklung der Makrelenbestände haben den Konflikt um die 

Nutzung der Makrelen entschärft und eine Einigung auf der Basis eines Kom-
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promisses ermöglicht. Die Zustimmung der EU-Fischer zu dieser Verteilung war 

jedoch nicht ungeteilt. 

 

Im Rahmen eines workshops mit dem Projekt myfish diskutierte der PELAC 

intensiv über Indikatoren zum msy-Status der Bestände und über die Kriterien zur 

Bewertung und Abgrenzung des Ăguten Umweltzustandsñ gemªÇ der Meeres-

strategie-Rahmenrichtlinie. 

 

Die zum Teil mehrtägigen Veranstaltungen fanden in den Niederlanden und in 

Spanien statt.  

 

Außerdem betrieb der AC für die pelagischen Arten einen besonders intensiven 

Austausch mit Wissenschaftlern verschiedener Forschungsinstitute und wissen-

schaftlichen Vereinigungen. Er erstellte umfassende eigene Expertisen auf 

wissenschaftlicher Basis. Mit der Wirkung seiner Arbeit auf die Management-

entscheidungen sind nicht alle Fischereivertreter im AC zufrieden.  

 

Der Long-Distance-AC behandelt die Fischereien in entfernten Meeresgebieten 

außerhalb der EU und ist von spanischen und portugiesischen Teilnehmern ge-

prägt. Im Berichtsjahr gab es sechs Sitzungen der Arbeitsgruppen und zwei 

Sitzungen des Exekutiv-Komitees. Die Generalversammlung trat einmal zusam-

men. Die Versammlungsorte lagen in Spanien, England, Portugal und Belgien. 

 

Die Drittlandsaktivitäten in tropischen Gewässern wie den Philippinen und Papua-

Neuguinea (Nauru-Agreement) waren ebenso Gegenstand der Beratungen wie 

die Fischerei im Nordatlantik, NAFO-Konventionsgebiet und die Behandlung von 

IUU-Schiffen. Aber auch neue Probleme wie Ebola und die Beschäftigung 

marokkanischer Seeleute kamen auf die Tagesordnung. Außerdem bemühte sich 

der LDAC um eine Klärung der externen Dimension des Anlandegebotes für 

europäische Fahrzeuge. 

 

In der Regel hat der Generalsekretär oder ein Vorstandsmitglied bzw. Delegierter 

eines Spartenverbandes an den Veranstaltungen des Nordsee- und Ostsee-ACs 
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teilgenommen. Die Arbeit im AC für die pelagischen Arten und im Long-Distance-

AC erledigt grundsätzlich der Deutsche Hochseefischerei-Verband.  

 

Die Gründung der ACs für den Markt und die Aquakultur verläuft sehr 

schleppend. Um den AC für die Aquakultur kümmert sich der Vorsitzende des 

VDBA, Herr Feneis, der gleichzeitig als Vizepräsident der europäischen Ver-

einigung der Aquakulturproduzenten (FEAP) amtiert. 

 

Aus der Arbeit in den ACs ergeben sich zusätzliche Möglichkeiten, aber auch 

höhere Arbeitsbelastungen, die nach bisherigen Erfahrungen durch die Qualität 

des Informationsaustausches und der resultierenden Dokumente gerechtfertigt 

ist. Die Beratungen und Dokumente der ACs sind auf jeweils eigenen Home-

pages im Internet umfänglich dokumentiert. 

 

Die Spartenverbände des Deutschen Fischerei-Verbandes sind außerdem für 

ihren Fachbereich Mitglied in den EU-Spitzenverbänden.  

 

Der DFV ist für seine Mitglieder VDKK (Verband der Deutschen Kutter- und 

Küstenfischer) und Deutscher Hochseefischerei-Verband (DHV) Mitglied von 

EUROPECHE, der VDKK ist außerdem im genossenschaftlichen Verband 

COGECA eingebunden.  

 

Der Verband der Deutschen Binnenfischerei und Aquakultur (VDBA) ist Mitglied 

von F.E.A.P. und arbeitet bei COGECA mit.  

 

Der Deutsche Angelfischer-Verband (DAFV) ist Mitglied in der EAA und arbeitet 

im EAF mit.  

 

Die europäische Muschelfischerei ist in der EMPA organisiert. 

 

Der Deutsche Hochseefischerei-Verband ist über den DFV in EUROPECHE ver-

treten und arbeitet mit bei EAPO. Dies ist ein Zusammenschluss von Erzeu-
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gerorganisationen, die einen Schwerpunkt in der pelagischen Fischerei im Nord-

ostatlantik haben, aber auch die demersale Fischerei vertreten. 

 

EUROPECHE ist der Zusammenschluss der nationalen Seefischereiverbände 

der Mitgliedstaaten der EU (23 der 28 Mitgliedstaaten betreiben die Seefischerei). 

Die Mitgliedschaft besteht überwiegend aus Reedern und deren Organisationen 

aus den alten, westlichen Mitgliedsstaaten der EU sowie Polen. Im Berichtsjahr 

gab es eine personelle und organisatorische Neuaufstellung, die die Schlagkraft 

der Organisation erheblich verbessert hat. Auch die Intensivierung der Zu-

sammenarbeit mit der EAPO wurde diskutiert. 

 

COGECA ist der Zusammenschluss der Genossenschaftsverbände in der EU. 

Dieser Verband arbeitet eng mit COPA, dem europäischen Bauernverband, zu-

sammen. Für die Bundesrepublik Deutschland ist der Deutsche Raiffeisen-

verband Mitglied bei COGECA; die deutschen Fischereiinteressen werden auf 

Ersuchen des Raiffeisenverbandes vom Deutschen Fischerei-Verband für seine 

Spartenverbände in COGECA wahrgenommen, ohne dass für den Verband Bei-

tragsverpflichtungen entstehen. Die Tätigkeit der Organisation im Fischereisektor 

ist jedoch rückläufig. Der Vorsitzende des VDBA, Herr Feneis, amtiert in dieser 

Organisation als Vizepräsident. 

 

Die F.E.A.P. ist ein Zusammenschluss von europäischen Aquakulturproduzenten, 

der nicht auf den Raum der EU beschränkt ist. Dieser Organisation gehören 

Erzeuger aus fast allen Ländern Europas an, die mit Ausnahme von Muscheln 

verschiedenste Produkte im Meer und Süßwasser erzeugen. Hier ist insbeson-

dere der VDBA mit seinen Delegierten aktiv. Der Vorsitzende, Herr Feneis, 

arbeitet in diesem Verband ebenfalls als Vizepräsident. 

 

Die EMPA ist die Vereinigung der europäischen Muschelproduzenten mit 

Schwerpunkt in Frankreich, Irland, Spanien und den Niederlanden. Die 

deutschen Muschelzüchter arbeiten in dieser Organisation bedarfsweise und in 

enger Kooperation mit niederländischen Partnern. 
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Die EAA ist die Vertretung der europäischen Anglerverbände, die ebenfalls in den 

ACs Sitz und Stimme hat. Hier spielt der DAFV eine tragende Rolle und 

gewährleistet damit die Vertretung der deutschen Anglerinteressen auf 

europäischer Ebene.  

 

Das EAF ist das European Angler Federation und wurde im Jahr 2008 neu 

gegründet. In dieser Organisation ist der DAFV eine treibende Kraft.  

 

Das Europäische Parlament wurde im Mai des Berichtsjahres neu gewählt. Die 

Arbeit des Fischereiausschusses ruhte deshalb bis zur Neuformierung. Die 

deutschen Abgeordneten Ulrike Rodust (SPD) und Werber Kuhn (CDU) gehören 

dem neuen Fischereiausschuss als Vollmitglieder an. Als stellvertretendes Mit-

glied wurde Jens Giesecke aus Lingen (CDU) benannt. Werner Kuhn wurde zum 

stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. Ulrike Rodust bemüht sich sehr aktiv um 

die Umsetzung der GFP-Reform, nachdem sie im Vorjahr als Berichterstatterin 

maßgeblichen Einfluss auf die neue Grundverordnung ausgeübt hatte.  

 

Die Meinungsvielfalt hat im Fischereiausschuss durch neue Vertreter aus den 

Randbereichen des politischen Spektrums zugenommen. Die britische UKIP-

Partei beteiligt sich ebenso aktiv an der Arbeit wie Vertreter einer niederlän-

dischen Tierschutzpartei und die italienische 5-Sterne-Bewegung des Beppe 

Grillo. Die einflussreichen schwedischen Grünen gehören demgegenüber ebenso 

zu den bereits etablierten Kräften wie die einflussreichen spanischen und portu-

giesischen Vertreter. Die Südeuropäer sind ebenso wie der französische 

Vorsitzende Alain Cadec sehr offen für fischereiliche Positionen. 

 

Ansprechpartner für die deutsche Fischerei bleiben außerdem die Abgeordneten 

Reimer Böge und Albert Dess von der EVP-Fraktion sowie Frau Meissner von 

der liberalen ALDE-Fraktion, die jedoch nicht dem Fischereiausschuss 

angehören. 
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3. Internationale Verhandlungen und Beschlüsse  

Übersicht: 
 

Die internationalen Aktivitäten waren bis zum Jahresende von den Bemühungen 

zur Umsetzung der Reform der europäischen Fischereipolitik geprägt. Die An-

passung der zahlreichen Rechtsvorschriften an die Vorgaben der Ende 2013 

verabschiedeten Grundverordnung verlief in vielen Bereichen nicht erfolgreich, so 

dass zum Jahresende noch widersprüchliche Rechtsvorschriften in Kraft waren. 

 

Die Bestandssituation der meisten Fischarten hat sich im Berichtsjahr positiv 

entwickelt. Das wesentliche Reformziel, die Bewirtschaftung der Bestände auf 

msy-Niveau bis 2015, wurde zumindest im Nordostatlantik einschließlich Nord- 

und Ostsee vielfach bereits vor der Umsetzung der Grundverordnung erreicht. 

Diese erfolgreiche Nachhaltigkeitswende wird in der Öffentlichkeit und der Politik 

zu wenig beachtet. Die politische Auseinandersetzung konzentrierte sich zu-

nehmend auf das Rückwurfverbot und die Ausgestaltung der Rückwurfpläne 

durch die regionalen Gremien. 

 

Die Drittlandsabkommen sorgten erneut für intensive Tätigkeit im EU-Gremien 

und in den Fischereiorganisationen der Hochseefischerei. Hier gab es für die 

Fischerei nicht immer akzeptable Kompromisse. Eine neue Tiefseefischerei-

Verordnung wurde nicht verabschiedet. 

 

Die Umsetzung der Meeresstrategie-Richtlinie beschäftigt weiterhin die amtlichen 

Gremien und Interessenvertretungen. Umweltgruppen wollen dieses Instrument 

nutzen, weitere Meeresschutzgebiete und zusätzliche Beschränkungen für die 

Fischerei zu erzwingen. Es wurde jedoch erkennbar, dass die Umwelt-

administration die dafür notwendigen Grundlagen und Zustandsbeschreibungen 

vielfach nicht erarbeitet hat. 

 

Bei der Erstellung bzw. Überarbeitung von Langzeitmanagementplänen zeich-

neten sich Fortschritte ab. Die mehrjährige Blockadehaltung könnte nach der 

Neuformierung des EP und der EU-Kommission aufgelöst werden.  



Jahresbericht DFV 2014  Seite 17 
 

 

Unverändert gute Rohwarenversorgung der Märkte und die fortgesetzten 

Kampagnen der Umweltverbände gegen die Fischerei und gegen den Verzehr 

von Fischprodukten verhinderten eine positive Entwicklung der Erzeugerpreise 

weitgehend. Absatzprobleme bei Plattfischen und Ostseedorsch verschlechterten 

die Ertragslage der Erzeuger weiterhin, während die Entspannung auf den Öl-

märkten kostensenkend wirkte.  

 

Im Einzelnen: 

 
Die Arbeiten zur Umsetzung der GFP-Reform konzentrierten sich auf zwei 

Bereiche:  

 

- Die Neufassung der speziellen Verordnungen, die durch die Grundver-

ordnung geändert werden müssen.  

 

Da diese Änderungen in einem Paket durchgeführt werden sollen, trägt der 

Vorgang den Arbeitstitel ĂOmnibus-Verordnungñ. Dies betrifft die Verord-

nungen über technische Maßnahmen, verschiedene Mehrjahrespläne und 

die Kontroll-Verordnung.  

 

Am 6. Juni präsentierte der Ratsvorsitz einen Kompromisstext als Grund-

lage für die Beratungen mit dem Parlament.  

 

Nach verschiedenen, aufwändigen und zum Teil informellen Konsulta-

tionen, die bereits Ende 2013 begonnen hatten, legte der Berichterstatter 

des Fischereiausschusses am 30. September den Entwurf seines Be-

richtes vor. Dies führte erneut zu umfassenden Beratungen, da einige 

Regelungen auch die Grundverordnung betrafen und als Aufweichung der 

Reform interpretiert wurden. Am 16. Oktober gab es eine eindrucksvolle 

und kontroverse Debatte im Fischereiausschuss. Dies zeigte nicht nur die 

unterschiedlichen Positionen auf, sondern machte deutlich, dass es bis 

zum In-Kraft-Treten des Rückwurf-Verbotes im Januar 2015 keine Bereini-

gung widersprüchlicher Rechtstexte geben würde. Kommissionsvertreter 
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bezeichneten bei der Sitzung die gesetzgeberische Lage als Ăverzweifeltñ. 

Obwohl sich Rat und Parlament auf die wesentlichen Punkte verständigen 

konnten, endete das Jahr ohne formal verabschiedete ĂOmnibusñ-

Verordnung.  

 

Am 23. Dezember stellte die BLE die bisherigen Ergebnisse der Verhand-

lungen in Form eines Frage-Antwort-Papiers für die Fischereibetriebe zur 

Verfügung. Zumindest sollten die Ostseefischer und die pelagische 

Fischerei damit zu den Bedingungen des Discardban arbeiten können. Für 

die Sanktionierung von Verstößen gab es jedoch zum Jahresende 

europaweit noch keine Rechtsgrundlage. 

 

- Die Erarbeitung von Discard-Plänen für Nord- und Ostsee. 

 

Das ganze Jahr über wurde in verschiedenen Gremien und Veranstal-

tungen über einen Rückwurfplan für die Ostsee und für bestimmte 

pelagische Arten beraten.  

 

Am 22. April veröffentlichte das Baltfish-Forum ein erstes umfassendes 

Dokument für die Ostsee. 

 

Europeche veranstaltete am 15. Oktober am Vorabend einer Sitzung des 

Fischereiausschusses ein gut besuchtes Briefing der Europa-

Abgeordneten zum Thema Rückwurf-Verbot.  

 

Am 20. Oktober verabschiedete die Kommission abschließend als dele-

gierte Rechtsakte die Rückwurfpläne für die Ostsee sowie für bestimmte 

kleine, pelagische Arten und die Industriefischerei in der Nordsee. Auch für 

die Fischerei auf bestimmte kleine, pelagische Arten im Mittelmeer, in den 

nordwestlichen und den südwestlichen Gewässern wurden an diesem Tag 

Rückwurfpläne veröffentlicht.  
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Darin wurde die Tendenz erkennbar, dem Druck der Umweltverbände zu 

folgen und aus ideologischen Gründen möglichst wenige Ausnahmen vom 

Rückwurf-Verbot zuzulassen. Die Ausnahme-Optionen in der Grundver-

ordnung für kleine Mengen wurden praktisch nicht ausgeschöpft. Auch die 

hohen Überlebensraten mancher Arten nach dem Rückwurf wurden nicht 

berücksichtigt. Die politischen Entscheidungsträger begründeten es damit, 

dass die Wissenschaft sich trotz mehrjähriger Konfrontation mit diesbe-

züglichem Erkenntnisbedarf außer Stande sah, zufriedenstellende Anga-

ben zur Handhabung dieser Ausnahmeoption vorzulegen. Das Ver-

sprechen der EU-Kommissarin Damanaki aus dem Jahre 2011, dass es 

keine zusätzliche Sterblichkeit durch das Rückwurf-Verbot geben wird, 

erwies sich damit als gegenstandslos.  

 

Die Fischereivertreter verschiedener Länder haben ihre Bedenken gegen 

diese unflexible Handhabung der Rückwurf-Verbote vorgebracht. Insbe-

sondere in verschiedenen demersalen Fischereien der Nordsee sind 

schwerwiegende Probleme absehbar. Eine Kampagne holländischer Platt-

fischfischer gegen das Rückwurfverbot war zwar inhaltlich wohlbegründet, 

aber zeitlich zu spät, um den Fortgang der Entscheidungsprozesse noch 

zu beeinflussen. 

 

Im Zuge der Reformdiskussion legte die Kommission am 13. Februar ein 

Konsultationspapier zur Neuordnung der technischen Maßnahmen vor. Es zeich-

net sich ab, dass es nur noch einen allgemeinen Rahmen gibt, während die 

Details zu technischen Maßnahmen als delegierte Rechtsakte in den jeweiligen 

Managementplänen festzulegen sind. Es muss sich noch zeigen, ob daraus für 

die Fischerei mehr Flexibilität entsteht oder ob es eine Vielzahl von öfter wech-

selnden delegierten Rechtsakten geben wird, die die Vorschriftenlage selbst für 

gutwillige Betriebe noch unübersichtlicher macht.  

 

Die Angelfischerei ist durch die bisherige Umsetzung der GFP-Reform in der 

Ausübung ihrer Rechte nicht direkt eingeschränkt. Es gibt jedoch bei EU-

Organen das Bestreben, die Freizeitfischerei stärker in die Bestandsbewirtschaf-
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tung einzubeziehen, nachdem sie in den Erwägungsgründen der Grundver-

ordnung als wesentlicher Faktor für das Management einzelner Bestände 

benannt wurde. Diese Aufgabe wurde jedoch nach Verbändeinterventionen in 

den Aufgabenbereich der Mitgliedsstaaten eingeordnet. Bei den Befassungen mit 

einzelnen, anglerisch genutzten Beständen ist immer wieder erkennbar, dass der 

Aufwand zur Überwachung von restriktiven Maßnahmen zumeist unverhältnis-

mäßig hoch ist im Vergleich zur tatsächlichen Bedeutung für die Bewirtschaftung 

des betreffenden Bestandes. Im Berichtsjahr gab es intensive Beratungen über 

einen Wolfsbarsch (sea bass)-Managementplan. Als bevorzugte Maßnahme zur 

Beschrªnkung der Angelfªnge gilt dabei ein Ăbag limitñ, d. h. die Limitierung der 

Tagesfänge pro Kopf. 

 

Insgesamt ist erkennbar, dass die Öko-Verbände mit steigendem Einsatz die 

europäischen Beratungen über die Umsetzung der Reform begleiten. Obwohl 

sich viele Bestände positiv entwickeln und das Reformziel der nachhaltigen 

Bewirtschaftung auf msy-Niveau bereits vorzeitig erreicht wurde, kämpfen sie für 

jede mögliche, weitere Beschränkung der Fischereimöglichkeiten. Dabei treten 

besonders Organisationen wie z. B. PEW, EDF (environmental defense fund) und 

Oceana in Erscheinung, die durch US-amerikanisches Wohltätigkeitskapital 

finanziert werden und Büros in Brüssel betreiben. Durch ihre gute personelle und 

materielle Ausstattung finden sie mit ihrem intensiven Lobbying bei europäischen 

Institutionen Gehör, obwohl sie in Europa keine Mitglieder haben und keine Ver-

tretung von relevanten Bevölkerungsgruppen darstellen.  

 

Die neue Fischmarktordnung 1379/2013 wurde bereits im Vorjahr beschlossen. 

Für die Fischerei ist darin wesentlich, dass das System der Intervention 

abgeschafft und stattdessen eine Möglichkeit zur Herausnahme und Lagerung 

der Ware durch die Erzeugergemeinschaften bei Unterschreiten eines autono-

men Auslösepreises geschaffen wird. Dieses Instrument ist jedoch finanziell stark 

eingeschränkt und kann das Interventionssystem in seiner preisstabilisierenden 

Wirkung auf dem Markt nicht ersetzen. Das zuständige Bundesministerium hat im 

Berichtsjahr auf die Nutzung der Lagerkostenbeihilfe verzichtet und keine Mittel 
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dafür vorgesehen. Die Situation der Erzeugergemeinschaften wird dadurch ten-

denziell schwieriger. 

 

Am 26. September veranstaltete die EU-Kommission ihr jährliches Seminar zum 

Zustand der Fischbestände. Im Nordostatlantik einschließlich Nord- und Ostsee 

hat sich die Zahl der nachhaltig bewirtschafteten Bestände auf hohem Niveau 

stabilisiert, während im Mittelmeer praktisch keine Erfolge bei der Verringerung 

der Überfischung sichtbar sind. Es hat sich bestätigt, dass für eine nachhaltige 

Bewirtschaftung der Ressourcen ein Rückwurf-Verbot im Regelfall nicht erforder-

lich ist. Die Begründung dafür stützt sich damit im Wesentlichen auf ethische 

Aspekte der Ressourcennutzung. Dies sollte bei der Ausgestaltung der Rückwurf-

verbote berücksichtigt werden. Es ist ethisch ebenfalls bedenklich, überlebens-

fähige Jungfische durch das Anlandegebot zu töten und bei den Verwertungs-

möglichkeiten den menschlichen Konsum auszuschließen.  

 

Am 27. Januar hat die EU-Kommission eine Kommunikationskampagene unter 

dem Titel ĂInseperableñ begonnen, um die Erfolge und zukünftigen Zielsetzungen 

der EU-Fischereipolitik bei der Nachhaltigkeit der Fischerei bekannt zu machen. 

Der Auftakt dieser Veranstaltungsreihe und damit der Start der Kampagne fanden 

in Hamburg statt. Kommissarin Damanaki bezeichnete das als einen Dank für die 

positive und konstruktive Rolle, die die deutsche Bundesregierung im Reform-

prozess gespielt hat. Die deutsche Fischerei beteiligte sich mit einem Stand der 

niedersächsischen Muschelfischer, die für ihre nachhaltige Wirtschaftsweise das 

msc-Zertifikat erhalten haben. Außerdem organisierte der DFV zusammen mit 

der Fischereischule Schleswig-Holstein einen Stand, an dem angehende Jung-

fischer ihre Fertigkeiten bei der Netzarbeit zeigten. Dies waren die einzigen 

Präsentationen aus dem Bereich der wirtschaftlich tätigen Berufsfischerei. 

 

In Bezug auf die Makrelenfischerei im Nordostatlantik hat sich die Lage zwischen 

Island und den Faröer Inseln auf der einen und der EU bzw. Norwegen auf der 

anderen Seite tendenziell beruhigt. Island und die Faröer hatten eigenständig er-

hebliche Fangquoten für sich selbst festgesetzt, die nicht mit den Empfehlungen 

des ICES übereinstimmen und zu Lasten der traditionellen Makrelenfischerei 
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gehen, was durch die positive Bestandsentwicklung weniger schmerzhaft für die 

Betriebe ist. Nachdem die Faröer-Inseln eine Absenkung der von ihnen ebenfalls 

autonom festgesetzten Heringsquote akzeptiert hatten, konnte die EU die 

verhängten Handelssanktionen am 20. August aufheben. 

  

Am 19. Mai hatte der Generalsekretär die Gelegenheit, den in dieser Ange-

legenheit begonnen Gedankenaustausch mit dem isländischen Botschafter und 

anderen Meinungsführern fortzusetzen. Nach dem rückläufigen Interesse Islands 

an einem Beitritt zur EU sind diese informellen fischereipolitischen Konsultationen 

auch im Hinblick auf die isländischen Eigner deutscher Betriebe sehr hilfreich. 

 

Die Glasaalsaison an der Atlantik-Küste verlief in den Wintermonaten sehr erfreu-

lich. Frühindikatoren zeigten an, dass die Zuwanderung und die Fänge erheblich 

über dem Niveau der Vorjahre lagen. Auch an der irischen und britischen Küste 

folgten gute Ergebnisse sowohl in der Fischerei als auch bei den wissenschaft-

lichen Monitoring-Daten. Dementsprechend ruhig blieben die Kritiker der Aal-

fischerei auf europäischer Bühne, zumal eine der Wortführerinnen, die schwe-

dische Abgeordnete Isabella Lövin, als Ministerin in die Regierung ihres Heimat-

landes einzog. Für das Jahr 2015 setzten die Franzosen eine Erhöhung ihrer 

Glasaalfangquote fest.  

 

Es wurde deutlich, dass manche Mitgliedsstaaten die Aalbewirtschaftungspläne 

nicht vollständig umsetzen. Es gibt auch immer wieder Hinweise auf illegale Glas-

aal-Exporte nach Asien, denen die Behörden jedoch nicht nachgehen. 

 

Die internationalen Verhandlungen im Bereich der Hochseefischerei waren wie-

derum durch die Drittlandsabkommen geprägt. Die Detailregelungen mit Marokko 

und Mauretanien waren so ausgestaltet, dass trotz guter Fangmöglichkeiten die 

Wirtschaftlichkeit der Fischerei für deutsche Fahrzeuge nicht gegeben war. 

 

Am 19. März nahm der Generalsekretär an einem meinungsbildenden Fachge-

spräch in der DG Mare im Vorfeld der Grönland-Verhandlungen teil. Es erfordert 

regelmäßig hohen Aufwand, die Fangmöglichkeiten für die deutsche Hochsee-
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fischerei im internationalen Wettbewerb zu behaupten. Mehrjährige Planungs-

sicherheit ist für die Betriebe kaum noch erreichbar. Trotzdem hat ein Betrieb die 

Entscheidung getroffen, einen Neubau für ein Fang- und Verarbeitungsschiff in 

der Türkei in Auftrag zu geben. Der Verlust der technischen Wettbewerbsfähig-

keit wäre auf jeden Fall mittelfristig nicht tragbar, so dass diese Entscheidung 

wegweisend ist. 

 

Bei dem Fischereimanagement in marinen Natura 2000-Gebieten gab es keine 

neuen Entwicklungen, weil durch die neuen Regelungen der reformierten GFP 

nunmehr nationale Vorschläge für Managementpläne in der Baltfish- bzw. 

Scheveningen-Group zwischen den Mitgliedsstaaten abgestimmt und dann der 

Kommission bzw. dem Rat zur Entscheidung vorgelegt werden müssen. Diese 

formalen Änderungen haben den Fortschritt der Planungen zunächst verzögert. 

 

Der Generalsekretªr nahm auch im Berichtsjahr an den Treffen der Ămarine 

expert groupñ in der Generaldirektion Umwelt teil. Am 6. Mai wurde ein Überblick 

über das Management und die Zielsetzungen in Ländern außerhalb Europas ge-

geben. In Australien und Nordamerika ist vielfach eine pragmatischere Ziel-

setzung und Handlungsweise zu erkennen als in Europa. Man strebt von 

vornherein nach überprüfbaren, also messbaren Zielsetzungen, die dann auch zu 

einer Überprüfung des Erfolgs einer Maßnahme führen. In Europa herrscht 

demgegenüber eine tendenziell fischereifeindliche Motivation vor, die sich einer 

quantitativen und überprüfbaren Zielsetzung entzieht. Das Fischereiverbot wird a 

priori bereits als Erfolg für Natur und Umwelt behandelt, unabhängig von den 

tatsächlich erreichten Veränderungen in der Natur.  

 

Im Falle von marinen Schutzgebieten wird außerdem beklagt, dass es keine 

vollständigen Habitatlistungen und ïdefinitionen gibt. Die Umweltseite weigert 

sich jedoch hartnäckig, daraus den Schluss zu ziehen, die Natura 2000-

Richtlinien aus diesem naheliegenden Grund zu überarbeiten. 

 

In der Nordsee sind 17,6 % der Fläche als Schutzgebiet ausgewiesen, in der Ost-

see 12,3 %. Damit liegen diese Meeresgebiete an der Spitze. Bezogen auf das 
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gesamte EU-Meer sind 4 % der Meeresfläche ausgewiesen. Die übergeordnete 

Zielsetzung f¿r den Schutz von Meeresgebieten (ĂAichi-targetñ) durch einen 

Flächenanteil von 10 % Schutzgebieten erfüllen zur Zeit nur die Nord- und 

Ostsee. Damit ist die Umweltseite jedoch nicht zufrieden. Vielmehr wird vom BfN 

auf EU-Ebene argumentiert, die Verteilung von Schutzgebieten im Küstenbereich 

wäre überproportional im Vergleich zur offenen See. Man fordert deshalb inter-

national mehr Schutzgebiete in küstenfernen Bereichen, ohne den Nachweis zu 

führen, dass dort tatsächlich schützenswerte Objekte vorhanden sind. Außerdem 

konzentrierten sich die Beratungen auf die Umsetzung der Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie (MSRL). Hier fehlen immer noch die überprüfbaren Werte für 

die Indikatoren und Deskriptoren, anhand derer der angestrebte Ăgute Zustandñ 

vom Ăschlechten Zustandñ durch Messwerte oder Zählergebnisse von Tieren 

unterschieden werden kann. Hierzu fanden mehrere Veranstaltungen statt, die in 

der Regel von Europeche und Vertretern befreundeter Fischereiverbände 

besucht werden.  

 

Die Europäische Vereinigung der Krabbenfischer-Erzeugergemeinschaften 

(EVKrEO) hat am 16. Mai ihre Auflösung beschlossen. In den Niederlanden 

befindet sich eine große Krabbenfischer-Erzeugergemeinschaft in Gründung. 

Deshalb droht eine marktbeherrschende Stellung der transnationalen Erzeu-

gergemeinschaft.  

 

Eine Zusammenarbeit der Krabbenfischer ergibt sich in Zukunft durch die ge-

meinsamen Bemühungen um die msc-Zertifizierung und die daraus folgende 

Fischereiaus¿bung auf der Basis gemeinsamer Ăharvest-control-rulesñ unter dem 

Einfluss einer gemeinsamen Steuergruppe.  

 

Die Aquakultur findet zunehmende Beachtung in den internationalen Verhand-

lungen zur zukünftigen Fischereipolitik. Die Reform der GFP zielt ausdrücklich 

auf eine Überwindung der Stagnation dieses Sektors in Europa und eine Teilhabe 

am globalen Wachstum ab.  
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Der Verband der Europäischen Fischzüchter (F.E.A.P.) richtete seine Jahres-

tagung vom 23. - 24. Mai in Rovinj (Kroatien) aus. Dabei wurde eine Resolution 

zur Wasserversorgung von Süßwasser-Aquakulturen verabschiedet. Die neu ein-

gerichtete Arbeitsgruppe der Stör-Produzenten thematisierte die fehlenden Stan-

dards bei der Kennzeichnung von Stör-Kaviar. Die Vertreter der Mittelmeer-

Länder wiesen auf die schlechte Lage ihrer Meerwasser-Aquakulturen hin.  

 

Im Oktober veröffentlichte der European Court of Auditors (Europäischer 

Rechnungshof) einen Bericht über Effektivität des EU-Förderinstrumentes EFF 

für die Aquakultur bis zum Jahr 2013. Darin wird festgestellt, dass der European 

Fisheries Fund (EFF) keine effektive Unterstützung für die nachhaltige Ent-

wicklung gewesen ist. Auch von den Mitgliedsstaaten wurde das Programm in 

dieser Hinsicht nicht gut ausgestaltet und umgesetzt.  

 

Bei dem jährlichen Präsidenten-Treffen am 2. Dezember in Brüssel wurde der 

kroatische Wissenschaftler Zelimir Filic für seine Verdienste um die Meerwasser-

Aquakultur von Fischen und Muscheln geehrt.  

 

Die deutschen Interessen vertritt der VDBA-Vorsitzende Feneis im Amt des 

FEAP-Vizepräsidenten und sorgte dafür, dass die Belange der Süßwasserfisch-

Erzeugung, insbesondere Karpfen, in der Organisation nicht in den Hintergrund 

geraten. Auch der Delegierte Stefan Hofer arbeitete aktiv für die deutsche 

Aquakultur und die Forellenproduktion in der F.E.A.P. mit. 

 

Am 6. Februar endete die trilaterale Wattenmeerkonferenz im dänischen Ton-

dern, die insbesondere für die Muschelfischer mit großem Arbeitsaufwand im 

Vorfeld verbunden war. Auf der Umweltministerkonferenz der 3 Wattenmeer-

länder Dänemark, Deutschland und Niederlande wurden u. a. Perspektiven für 

nachhaltige Fischerei im Wattenmeer beraten. Die Naturschutzverbände trugen 

mit Nachdruck ihre langjährige Forderung nach großen Gebieten mit vollstän-

digen Fischereiverboten vor, ohne dass sie jedoch neue Argumente oder neue 

Erkenntnisse zur Notwendigkeit dieser Maßnahme vorbringen konnten. Die 

Abschlusserklärung der Konferenz war dementsprechend allgemein formuliert 
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und spielte in der folgenden Diskussion in den Bundesländern keine große Rolle 

mehr.  

 

Die europäischen Fischmärkte zeigten sich insgesamt gut versorgt durch Eigen-

anlandungen und Importe. Auch wenn die EU mehr als 50 % seines Bedarfs 

importieren muss, ist an keiner Stelle eine Verknappung der weltweit einge-

kauften Rohwaren feststellbar. Für die deutschen Fischer gab es tendenziell Ab-

satzprobleme bei Scholle und Ostseedorsch, deren Anfuhren die Aufnahme-

fähigkeit der Märkte zeitweise überforderten. Für die Verbesserung der wirt-

schaftlichen Lage der Betriebe sorgte im Wesentlichen die Verringerung der 

Treibstoffkosten durch sinkende Ölpreise. 
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4. Nationale Fischereipolitik 
 
Übersicht: 

 

Die Reform der Europäischen Fischereipolitik bestimmte die nationale Fischerei-

politik auch im Folgejahr nach In-Kraft-Treten. Im Vordergrund des Interesses 

standen dabei insbesondere Fragen der Umsetzung des Discard-Verbotes, weil 

die Bewirtschaftung der Bestände mit deutscher Beteiligung an der Fischerei im 

Nordost-Atlantik einschließlich Nord- und Ostsee vielfach bereits gelebte Realität 

ist. 

 

Die Bemühungen zur Entwicklung der deutschen Aquakultur erreichten mit der 

Präsentation der Nationalen Aquakulturstrategie und der DAFA-Strategie zur 

Aquakulturforschung einen Höhepunkt. Dort sind konkrete Zielwerte für die Stei-

gerung der Produktion genannt und strukturelle Weiterentwicklungen der For-

schungslandschaft skizziert. Konkrete Maßnahmen zur Erreichung der Ziele sind 

jedoch nicht absehbar und bleiben der Aquakulturförderung im Rahmen des 

EMFF vorbehalten. 

 

Ein wichtiges fischereipolitisches Ereignis war im Berichtsjahr der Besuch der 

Bundeskanzlerin Merkel bei der Jahreshauptversammlung des Landesfischerei-

verbandes Mecklenburg-Vorpommern in ihrem Heimatwahlkreis.  

 

Das Bundesministerium für Umwelt und Bau stellte Maßnahmen zur Umsetzung 

der Meeresstrategie-Richtlinie öffentlich zur Diskussion. Die Dienststelle stützt 

sich dabei in groÇem Umfang auf sogenannte ĂSchattenlistenñ der Umwelt-

verbände. 

 

Die Auseinandersetzung um zusätzliche fischereiliche Einschränkungen in 

Natura 2000-Gebieten konzentrierte sich im marinen Bereich auf die Muschel-

fischerei an der schleswig-holsteinischen Westküste.  

 

In Niedersachsen setzte sich die gerichtliche Auseinandersetzung um die Reu-

senfischerei im Natura 2000-Gebiet Steinhuder Meer fort. Der VDBA bereitete mit 
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großem finanziellen und zeitlichen Aufwand die Revision des Verwaltungs-

gerichtsurteils zur Umsetzung der Natura 2000-Bestimmungen vor dem Ober-

landesgericht Lüneburg vor. Die Zusammenarbeit mit Jagd- und Bauernver-

bänden wurde auf Landes- und Bundesebene intensiviert und stabilisiert. 

 

Die schleswig-holsteinische Landesregierung betrieb trotz aller Proteste der 

Betroffenen weiterhin die Schließung des Hafens Friedrichskoog. Der Widerstand 

der Fischerei und der Gemeinde hat überregionale Dimensionen erreicht. Das 

Diskussionsforum zum Sedimentmanagement in der Tide-Elbe setzte sich fort. 

 

Die große deutsche Krabbenfischer-Erzeugergemeinschaft hat ihr erstes, voll-

ständiges Geschäftsjahr erfolgreich bewältigt. Eine kluge Finanzplanung hat den 

Geschäftsbetrieb krisenfest gemacht und damit auch zur Stabilisierung der Er-

zeugerpreise beigetragen. 

 

Die Rahmenbedingungen zur Ausübung des Fischerberufes auf dem Meer waren 

verschiedentlichen Novellierungen unterzogen. Die Neuordnung des Berufes 

Fischwirt ging in die entscheidende Phase. Die Umsetzung des Seearbeits-

gesetzes in Bezug auf die Arbeitszeit auf Fischereifahrzeugen erforderte in-

tensive Beratungen. Die Seeleute-Befähigungsverordnung wurde umfänglich neu 

gefasst. Letztgenannte Rechtsvorschrift ist maßgeblich für die Beteiligung von 

Fischern an Arbeiten im Rahmen von Offshore-Bauvorhaben. 

 

Der Verband der Kutter- und Küstenfischer und der Deutsche Hochseefischerei-

Verband setzten das Projekt zur Verbesserung der fischereilichen Kommuni-

kation und des Ansehens der Fischerei in der Öffentlichkeit fort. Dadurch wurde 

die Medienpräsenz vielfach verbessert. 

 

 

Im Einzelnen: 

 

Das Präsidium des DFV befasste sich am 16. Januar in Berlin mit aktuellen 

Fragen des fischereipolitischen Zeitgeschehens. Zu Gast war dabei der neue 
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fischereipolitische Berichterstatter der SPD-Fraktion im Bundestag, Johann 

Saathoff aus Greetsiel. Im Mittelpunkt standen dabei neben den Ergebnissen der 

Reform der Europäischen Fischereipolitik und des Kormoran-Managements ins-

besondere verbandsinterne Angelegenheiten. Die Finanzlage des Verbandes 

wurde ebenso ausführlich beraten wie die Lage der Angelfischerei vor der Fusion 

der Verbände.  

 

Der Präsident würdigte die ersten Aktivitäten des DAFV nach der Fusion der 

Anglerverbände.  

 

Er berichtete über eine Vielzahl von Veranstaltungen im Rahmen der Verab-

schiedung der GFP-Reform und der Fischereiförderung EMFF. Der Verband 

befasste sich mit einer ungewöhnlichen Vielfalt an Themen bei der Zertifizierung 

der Niedersächsischen Miesmuschel- und der Nordseekrabbenfischerei über die 

Entwicklung der Strategien zur Aquakultur bis hin zur Vergrößerung der Ge-

schäftsstelle und der Konsolidierung der finanziellen Lage des Verbandes. 

 

Die Hochseefischerei ist im demersalen Bereich durch eine große Zahl von 

Detailproblemen belastet, die die Ertragslage beeinträchtigen. Neben einer un-

verändert schwierigen Quotenlage und Verzögerungen beim Zugang in norwe-

gische Gewässer kommen Gewinnverluste beim Absatz der Erzeugnisse in 

Japan durch den starken Euro hinzu. Im pelagischen Sektor ist die Lage etwas 

besser.  

 

Die Hochseefischer bedanken sich ausdrücklich für die gute PR-Arbeit des 

Projektmitarbeiters Claus Ubl und des Generalsekretärs.  

 

Für die Binnenfischerei und Aquakulturdiskussion war die GFP-Reform und 

EMFF ebenfalls das Hauptthema. Nachteilig wirkt sich das Fehlen eines Förder-

instrumentes auf Bundesebene aus. Eine bessere Abstimmung von Berufs- und 

Angelfischerei auf Bundesebene wird für wünschenswert gehalten. 
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Die Kutterfischerei beschäftigte sich umfangreich mit Fragen der Umsetzung der 

Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik. Im Mittelpunkt stand dabei das Rück-

wurfverbot. Ein wichtiges Thema waren außerdem die beabsichtigten Fischerei-

verbote in Schleswig-Holstein für Stellnetz- und Schleppnetzbetriebe, die durch 

den Abschluss einer freiwilligen Vereinbarung zunächst abgewehrt werden 

konnten. 

 

Die Angelfischerei stellt sich für die Arbeit des neuen Bundesverbandes auf. Die 

Lage wird erschwert durch die Kündigung des Landesfischereiverbandes Bayern. 

Auch die neue Organisation strebt ausdrücklich nach einer guten Zusammen-

arbeit von Berufs- und Angelfischerei. Wichtiges Perspektiv-Thema ist die 

Wasserkraftnutzung, die sich negativ auf die Fischbestände auswirkt. 

 

Die Lage der Aalfischerei bleibt nach Einschätzung des VDBA schwierig, auch 

wenn sich der Glasaalpreis durch hohe Glasaalaufkommen nahezu halbiert hat. 

Die Besatzmengen müssen europaweit gesteigert werden, um die Ziele des euro-

päischen Aalmanagements zu steigern.  

 

Die verbandsinternen Beratungen wurden im Kreise der Präsidenten der Sparten-

verbände fortgesetzt. Am 5. März, am 7. Mai und am 5. November trat die Runde 

zusammen und arbeitete intensiv an der Neuordnung der Beiträge sowie an der 

Steigerung der Attraktivität des Fischereitages zur Verbesserung der öffentlichen 

Wahrnehmung fischereilicher Themen und Probleme. 

 

Die Umsetzung der GFP-Reform zog sich im Bereich der Meeresfischerei durch 

das ganze Jahr. Am 21. Januar gab es eine Beratung des BMEL mit Kutter- und 

Hochseefischerei zu Detailfragen der Umsetzung des Rückwurfverbotes. Dabei 

wurde ein Merkblatt in Form eines Frage-Antwort-Katalogs für die Fischerei-

betriebe verbreitet. Aufgrund der fehlenden Bereinigung der Rechtslage gibt es 

noch keine Rechtsgrundlage für Sanktionen in den Mitgliedsstaaten.  

 



Jahresbericht DFV 2014  Seite 31 
 

 

Infomelle Beratungen setzten sich in wechselndem Rahmen mit Bund und Län-

dern im ganzen Jahr fort. Zunehmend richtete sich das Augenmerk auch auf die 

zukünftigen Rückwurfverbote in der demersalen Fischerei der Nordsee. 

 

Am 3. Juni in Hamburg erläuterte der Generalsekretär die Auswirkungen der 

GFP-Reform bei dem Symposium des BSH zu aktuellen Problemen der Meeres-

umwelt im Lichte der aktuellen, positiven Entwicklung der meisten nachhaltig 

bewirtschafteten Fischbestände in Nord- und Ostsee. 

 

Am 6. März veranstaltete das BMEL eine Podiumsdiskussion im Rahmen der 

Präsentation des Nationalen Strategieplanes Aquakultur (ĂNaStAqñ) und der 

DAFA-Strategie zur Aquakulturforschung. Der Nationale Strategieplan ist unter 

Federführung des Landes Schleswig-Holstein entstanden und wurde vom zu-

ständigen Ressortminister erläutert. Weitere Ländervertreter waren nicht an-

wesend.  

 

Kernelemente der Planungen sind quantifizierbare Steigerungen der Produktions-

mengen und eine Bündelung der Forschungsaktivitäten. Die Zielsetzungen wur-

den begrüßt. Es war jedoch nicht erkennbar, mit welchen Maßnahmen die Ziele 

erreicht werden sollen und welche Mittel verfügbar sind. 

 

Eine nationale Ansprechstelle für Aquakultur ist ebenfalls nicht in Sicht. 

 

Am 5. Juni behandelten die Fachvortrªge auf dem ĂB¿sumer Fischtagñ am 

maricube-Zentrum der Christian-Albrechts-Universität ebenfalls verschiedene 

Bereiche der Aquakultur im Lichte der nationalen Strategieplanungen. Die 

theoretischen Optionen zur Produktionssteigerung wurden klar benannt: 

 

- Umkehr der Extensivierung bei Karpfenteichen 

- Erhöhung der Kapazität an bestehenden Standorten und Aufnahme der 

Produktion an neuen Standorten bei der Forellenproduktion 

- Unbegrenzte Standortwahlmöglichkeiten für Kreislaufanlagen 
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- Reaktivierung alter Einrichtungen und Erschließung neuer Standorte für 

Netzgehege in Küsten- und Binnengewässern. 

 

Unter den gegebenen naturräumlichen Voraussetzungen bestehen Wachstums-

potenziale, die ein Vielfaches der aktuellen Erzeugung ausmachen.  

 

Die Miesmuschelproduktion soll auf 40.000 t gesteigert werden.  

 

Hindernisse auf dem Weg von der Theorie zur Praxis bestehen in erster Linie im 

Bereich der Genehmigungen und weiterer rechtlicher Aspekte.  

 

AuÇerdem ist der Begriff ĂAquakulturñ in der Verbraucherwahrnehmung mit dem 

Begriff ĂMassentierhaltungñ verbunden.  

 

Es gibt Unsicherheiten in Bezug auf die Wettbewerbsfähigkeit der Ausbildung. 

Die Forschungslandschaft ist dezentral und zersplittert. Die Wissenschaft hat 

bisher wenig Schubkraft für ein Wachstum entwickeln können.  

 

Und letztendlich ist durch den Fraßdruck der Prädatoren Kormoran und 

Fischotter vielerorts eine rentable Erzeugung in Teichwirtschaften nicht mehr 

möglich, so die Einschätzung des zuständigen schleswig-holsteinischen 

Ministeriums. 

 

Auf dem Deutschen Fischereitag in Fulda hat der Wissenschaftliche Beirat am 

27. August seine international besetzte Vortragsveranstaltung dem Thema Aqua-

kultur gewidmet. Dabei wurden aktuelle Entwicklungsmöglichkeiten der deut-

schen Aquakultur beleuchtet. In einer vertiefenden Podiumsdiskussion zeigte 

sich, dass es im Sektor in Bezug auf die Erreichung der Ziele erhebliche Skepsis 

gibt. Auch an der Datenlage zur Ermittlung des gegenwärtigen 

Produktionsniveaus gab es Zweifel.  

 

Am 11. November moderierte der Generalsekretär eine Podiumsdiskussion im 

Forum Aquakultur bei der Messe Eurotier in Hannover. Auch dabei gelang es 
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nicht, verantwortliche Entscheidungsträger in Bund und Ländern zu Konkreti-

sierungen auf dem Weg von der Strategie zu Maßnahmen zu bewegen. Es 

zeichnet sich ab, dass man sich allein auf die Umsetzung der Förder-

möglichkeiten für Aquakultur im Rahmen des EMFF stützen will.  

 

Am 10. Dezember in München berieten Meinungsführer des Verbandes und des 

Wissenschaftlichen Beirates darüber, in Zukunft das Thema Aquakultur nur noch 

im wissenschaftlichen Beirat zu behandeln und nicht mehr in einer Untergruppe 

wie dem Aquakulturrat. Damit will man verbandsintern und öffentlich dem Thema 

noch größere Bedeutung geben. 

 

Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel besuchte am 13. Juni die Jahres-

hauptversammlung des Landesverbandes der Kutter- und Küstenfischer Meck-

lenburg-Vorpommern. In einer fachlich detaillierten Rede zur Lage und zu den 

Aussichten der Küstenfischerei zeigte sich die Kanzlerin sehr gut informiert über 

aktuelle Probleme. Sie betonte, dass sie politisch möchte, dass dieser Berufs-

stand eine Zukunft hat. Diese Aussage sei von hoher Relevanz für die Fischer; 

sie bat ausdrücklich um Kenntnisnahme und Beachtung.  

 

Eindrucksvoll schilderten zwei Jungfischer aus der Region ihre Lage. Neben den 

ungünstigen wirtschaftlichen und bürokratischen Rahmenbedingungen themati-

sierten sie vor allem den Ansehensverlust des Berufes in der Öffentlichkeit, nach-

dem die Umweltverbände über Jahre die Medien zu einer negativen Bericht-

erstattung verleitet hätten. 

 

Ein traditioneller Höhepunkt der fischereipolitischen Beratungen war der 

Deutsche Fischereitag vom 26. - 28. August in Fulda. Neben dem Thema Aqua-

kultur befassten sich die Gremien mit allen Fragen des fischereilichen Zeit-

geschehens. Der Austausch mit Politik und Verwaltung kann für alle Sparten 

meinungsbildend sein und ist insbesondere im informellen Teil ergiebig. 

 

Hervorzuheben war der erstmalig durchgeführte Posterwettbewerb des befreun-

deten Verbandes VDFF, der sich zu einer Anlaufstelle des wissenschaftlichen 
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Nachwuchses entwickelt. Verwaltung und Praxis erhalten damit die Gelegenheit, 

frühzeitig über neue wissenschaftliche Erkenntnisse informiert zu werden. 

 

Der Deutsche Bundestag und sein Ernährungsausschuss konzentrierten ihre 

Beratungen auf die Vor- und Nachbereitung der Tagungen des EU-Ministerrates. 

Weitere Themen im Ausschuss waren der Entwurf für den Mehrjahresplan 

Ostsee, das EU-Abkommen mit Grönland, das Treibnetzverbot und der EU-

Rechnungshofbericht zur Wirksamkeit der Fischereiförderung EFF.  

 

Im Plenum des Bundestages gab es keine eigenständige Debatte zur Fischerei. 

In den Beratungen über den Haushalt des Agrarressorts gab es allerdings einige 

bemerkenswerte Äußerungen zur Fischerei. Das Ansteigen der Flüchtlingszahlen 

in Europa wurde in Zusammenhang mit der Fangtätigkeit europäischer Hochsee-

fahrzeuge vor Afrika gebracht. Die dadurch arbeitslosen afrikanischen Fischer 

seien die Flüchtlinge der Zukunft.  

 

Anerkennung fand die Arbeit der deutschen Fischer auf See ebenso wie die 

Arbeit der Fischereiforschung. Es wurde die Meinung vertreten, dass die 

deutschen Fischer weltweit als Vorbild gelten. Dabei spielt das Bemühen um 

Nachhaltigkeit eine wichtige Rolle. 

 

Der DFV pflegte auch im Berichtsjahr die Zusammenarbeit mit dem Bauern-

verband und dem Jagdverband.  

 

Am 6. März gab es ein Arbeitsgespräch des Präsidenten mit dem General-

sekretär des Bauernverbandes. 

 

Der Generalsekretär des DFV besuchte am 27. Juni die Jahreshauptversamm-

lung des Deutschen Jagdverbandes in Berlin als Ehrengast. Dort wurde deutlich, 

dass die Jäger durch Tierschützer unter erheblichem Druck stehen und vielfach 

an gesellschaftlichem Ansehen verloren haben.  
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Am 29. April kamen die Präsidenten von Bauern-, Jagd- und Fischereiverband in 

Schleswig-Holstein zusammen. Bei diesem Spitzengespräch unterstützte der 

Deutsche Fischerei-Verband insbesondere die Muschelfischerei in ihrer Ausein-

andersetzung mit dem Naturschutz. Die im Vorjahr unter dem Titel ĂHºrnumer 

Erklªrungñ beschlossene Zusammenarbeit wurde in gutem Einvernehmen 

fortgesetzt.  

 

Diese Konsultationen wurden am 08. September in einem Verbändegespräch 

fortgesetzt.  

 

Am 14. November organisierte der Jagdverband eine Vortragsveranstaltung zu 

grundgesetzlich geschützten Nutzungsrechten am Eigentum mit dem anerkann-

ten Experten Prof. Brenner aus Jena. Diese rechtlichen Sachverhalte sind auch 

für die Fischerei von Interesse im Zusammenhang mit Einschränkungen von 

Fischereirechten 

 

Am 06. Oktober in Bonn veranstaltete das Bundesumweltministerium eine An-

hörung zur Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie. Bei den Maß-

nahmen st¿tzt sich das Ministerium weitgehend auf eine ĂSchattenlisteñ der 

Umweltverbände. Fischereivertreter kritisierten, dass die Voraussetzungen für die 

Ergreifung von Maßnahmen noch nicht gegeben sind, weil die zwingend gefor-

derten, quantitativen Dimensionen für die Indikatoren und Deskriptoren noch 

nicht ausreichend vorliegen. Dementsprechend ist die bisher getroffene Anfangs-

bewertung des Zustands der Meeresumwelt zu unbestimmt. Dies hatte die EU-

Kommission in einem Report bereits gerügt. Dementsprechend ist es auch nicht 

möglich anzugeben, in welchem Ausmaß eine bestimmte Maßnahme zur Verbes-

serung des Wertes eines Deskriptors beiträgt. Dies ist aber zwingend erfor-

derlich, um eine rechtskonforme Umsetzung der Maßnahmen zu erreichen. Da 

auch Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft pauschal als qualitätsmindernd 

eingestuft werden, entsteht folgerichtig eine Diskussion um die Verschärfung der 

Düngeverordnung. Der Schutz der Meeresumwelt findet demnach sowohl auf den 

Feldern Sachsen-Anhalts wie auch im Erzgebirge statt. 
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Die schleswig-holsteinischen Muschelfischer führten am 15. August ihre Saison-

eröffnung durch Der Generalsekretär hielt dort einen Vortrag zur Geschichte der 

Angriffe des Naturschutzes gegen die Muschelfischerei. 

 

Sie ringen zur Zeit um die Weiterentwicklung der Besatzmuschelgewinnung. Mit 

nahezu erpresserischen Methoden bei der Genehmigung von neuen Brutsamm-

lern (Ăsmartfarmsñ) sollen der Muschelfischerei weitere Verluste von Kulturflªche 

und von Fanggebieten zur Besatzmuschelfischerei hinnehmen. Dafür stellt Ihnen 

das Ministerium eine längerfristige Rechtssicherheit, sämtliche Genehmigungen 

für smartfarms und einen Klageverzicht der Umweltverbände in Aussicht. 

Wesentlicher Gegenstand der Auseinandersetzung sind die Natura 2000-

Habitate ĂRiffeñ und die Natura 2000-Verträglichkeitsprüfungen.  

 

Das Urteil des Verwaltungsgerichtes Hannover gegen die Reusenfischerei im 

Steinhuder Meer aus dem Vorjahr steht ebenfalls im Kontext Natura 2000. Es 

beschäftigte die Verbände auf Bundesebene das ganze Jahr über. Demnach 

kann bereits die Beeinträchtigung einzelner Individuen lokaler, schutzwürdiger 

Populationen die Aufgabe traditioneller Nutzungen herbeiführen. Der VDBA be-

reitete die Berufungsverhandlung beim Oberlandesgericht mit großem Aufwand 

und Mitteleinsatz vor. Mitglieder aus anderen Sparten des DFV haben den VDBA 

dabei ideell und finanziell unterstützt, weil die Angelegenheit von übergeordneter 

Bedeutung ist.  

 

Im Jahresverlauf spitzte sich die Auseinandersetzung um die Schließung des 

Fischereihafens Friedrichskoog an der schleswig-holsteinischen Westküste 

weiter zu. Die Landesregierung hält unbeirrt an dem Beschluss fest, den Hafen 

zu schließen und die Küsteninfrastruktur zurückzubauen. Vielfältige Aktionen 

unterstützten die Bemühungen der Anwohner und Fischer zum Erhalt des 

Hafens. Umfangreiche Recherchen sollten helfen, den Sachverhalt zu klären. Der 

Generalsekretär führte dazu am 22. April ein Gespräch mit dem Staatssekretär 

im schleswig-holsteinischen Wirtschafts- und Verkehrsministerium. Auch der 

Landtag befasste sich erneut mit der Hafenschließung. 
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Ein Gutachten bezifferte den Kostenunterschied zwischen Schließung des 

Hafens und dessen Weiterbetrieb auf 160.000 Euro im Jahr. Als absurd erscheint 

der Umstand, dass mit Millionenaufwand die Unterelbe auf 140 km für die 

größten Containerfrachter schiffbar gehalten wird, während einem Hochtechno-

logieland wie Deutschland angeblich die Mittel fehlen, einen Hafenpriel von 2 km 

Länge für Krabbenkutter mit einem Tiefgang von maximal 2,50 m befahrbar zu 

machen. 

 

Eine Petition an den Landtag wurde von nahezu 3.000 Petenten aus dem 

gesamten Bundesgebiet und dem benachbarten Ausland unterstützt. Fischer, 

Anwohner und Gewerbetriebe klagten außerdem gegen die Schließung des 

Hafens. 

 

Am 08. Dezember erörterte der Petitionsausschuss den Vorgang in Friedrichs-

koog. Unter Verweis auf das laufende Gerichtsverfahren wurde jedoch keine 

Entscheidung getroffen.  

 

In diesem Zusammenhang ist der DFV auch Teilnehmer beim Tide-Elbe-Forum. 

Die Verschlickung des Hamburger Hafens und die weitere Elbvertiefung machen 

es erforderlich, größere Sedimentmengen aus der Tide-Elbe zwischen Hamburg 

und Cuxhaven zu entsorgen. Dazu sind verschiedene Verklappungsvarianten in 

der Deutschen Bucht in der Diskussion. 

 

Trotz des Verlustes des Hafenstandortes Friedrichskoog erlebt der Krabben-

sektor eine Stabilisierung des Marktes. Sowohl der neue Eigentümer des größten 

niederländischen Krabbenhändlers als auch die vorausschauende Arbeit der 

neuen deutschen Krabbenfischererzeugergemeinschaft mit der Einrichtung 

eigener Siebstellen an drei Standorten der Nordseeküste trug dazu bei, dass die 

Einbrüche des Krabbenpreises in der Herbstsaison ausblieben und der Krabben-

preis deutliche Tendenz zur Gesundung zeigte. 

 

Am 25. März fand in Bonn ein Abstimmungsgespräch im Neuordnungsverfahren 

für den Beruf Fischwirt statt. Es folgten vom 20. - 21. Mai in Starnberg die Sach-
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verständigengespräche der Sozialpartner, die vom 9. - 10. September in Cux-

haven bereits zum Abschluss gebracht werden konnten. Damit haben die vom 

Sektor benannten Sachverständigen und das Bundesinstitut für Berufsbildung die 

Weichen so gestellt, dass die Neuordnung im Folgejahr abgeschlossen werden 

kann. Der Beruf des Fischwirtes wird damit modernisiert, ohne dass substanzielle 

Verluste in der Ausbildung eintreten. 

 

Am 24. März in Berlin fand eine offizielle Anhörung zur Novellierung der See-

leute-Befähigungs-Verordnung im Bundesverkehrsministerium statt. Die Regelun-

gen der Arbeitszeit im Seearbeitsgesetz und die nautischen Qualifikationen im 

fischereilichen Bereich machen es erforderlich, dass die für die Meeresfischerei 

ausgebildeten Fischwirte die Wachbefähigung für die Brücke bekommen, damit 

die Kapitäne ohne Rechtsverstoß ihre Ruhezeiten ableisten können. Durch zahl-

reiche informelle Treffen mit der BG Verkehr und dem BSH konnte die Meinungs-

bildung in diesem Punkt so weit entwickelt werden, dass die erforderliche Anpas-

sung der Seeleute-Befähigungs-Verordnung im Folgejahr zu erwarten ist. 

 

Die Küstenfischerei mit BKü-Patent soll auf 35 Seemeilen von der Küste 

eingeschränkt werden. Dies entspricht dem maximalen Fahrtbereich der meisten 

Küstenkutter.  

 

Zur Stärkung der marinen Fischereiforschung hat der Deutsche Fischerei-

Verband den Kooperationsvertrag mit der Bundesforschungsanstalt weiter aktiv 

unterstützt und arbeitet als Vertreter gesellschaftlicher Gruppen im Beirat des 

Thünen-Instituts (TI) mit. 

 

Der Deutsche Fischerei-Verband arbeitet weiterhin im nationalen Begleitaus-

schuss zum EFF (Europäischer Fischereifond) mit. Leider gelingt es nicht, den 

Verfall nicht genutzter europäischer Fördermittel zu verhindern. Im Berichtsjahr 

flossen wiederum einige Millionen Euro aus dem Vorjahr zurück an die Brüsseler 

Geldgeber. Die Vorbereitungen des Nachfolgeprogramms EMFF lassen ver-

muten, dass hier ein fristgemäßer Förderbeginn nicht erreicht wird. 
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Bei der Umsetzung eines nationalen Fachprogramms des BMEL für aquatische 

genetische Ressourcen hat der Deutsche Fischerei-Verband ebenfalls im Beirat 

und in Expertengruppen mitgearbeitet. Dabei wurden Binnengewässer, Aqua-

kulturen und marine Ressourcen betrachtet.  

 

Der Verlust von Fachpersonal in der Fischereiverwaltung der Länder ist weiter 

fortgeschritten. Der Sachverstand des DFV und seiner Mitgliedsverbände wurde 

im Berichtsjahr weiterhin genutzt. Auch der Austausch mit Landesforschungsein-

richtungen und Landesfischereiverbänden erforderte viel Arbeitsaufwand. Insbe-

sondere die Angelfischerverbände haben in ihren Geschäftsstellen zunehmend 

ökologisch qualifiziertes Personal im Einsatz und leisten damit immer mehr 

fachlich hochqualifizierte Arbeit auf Landesebene und im Kommunalbereich für 

den Gewässerschutz und die Bewirtschaftung.  

 

In diesem Zusammenhang ist es von großer Bedeutung, dass die Bundesver-

bände die Vereinigung zum Deutschen Angelfischer-Verband (DAFV) erfolgreich 

vollzogen haben. Präsident und Generalsekretär des DFV nahmen an Veranstal-

tungen auf Bundes- und Landesebene teil, um ihren Beitrag zum Gelingen dieses 

Vorhabens zu leisten.  

 

Die Medienarbeit des DFV und der Spartenverbände wurde weiter intensiviert. 

Die Umweltverbände üben ihren Einfluss im Wesentlichen durch eine aufwändige 

Medienarbeit aus, die im Politikbereich intensiv wahrgenommen wird. Sie haben 

außerdem einen Glaubwürdigkeitsvorsprung, der ihnen ein Übergewicht in der 

öffentlichen Darstellung und in der Beeinflussung der öffentlichen Meinung er-

möglicht.  

 

Der nunmehr im dritten Jahr aktive Medienreferent konnte die Pressekontakte 

erweitern und vertiefen, so dass der Verband in einer größeren Zahl von Medien-

kontakten die Position der Fischerei erfolgreich darstellen konnte. Trotzdem bleibt 

festzustellen, dass die negative Beeinflussung der Umwelt durch die Fischerei all-

mählich zum weit verbreiteten Allgemeinwissen in der deutschen Bevölkerung 
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gehört. Die Fischerei muss daher ihre Anstrengungen im Bereich Medienarbeit 

weiter verbessern.  
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II. Berichte über die Sparten 
 
1. Seefischerei 
 
Die deutsche Fischereiflotte hat sich im Berichtsjahr um weitere 41 Fahrzeuge 

verkleinert. Die Statistik weist eine Abnahme der Kapazität um 1.700 BRZ sowie 

eine Abnahme der Motorleistung um 5.463 kW auf. Die im Folgenden dargestellte 

Tabelle gibt die Kapazitätsentwicklung der deutschen Fischereiflotte im Jahre 

2014 wieder. Weiter rückläufig war die Zahl der kleinen Fahrzeuge unter 12 m 

Länge und der Baumkurrenfahrzeuge (Liste I + II). In der Großen Hochseefische-

rei ist die Kapazität nur vorübergehend stillgelegt. Es wird im Folgejahr ein Er-

satzneubau in Dienst gestellt.  

Es gibt nur noch Referenzgrößen für die gesamte Flotte. Insgesamt unter-

schreitet die bestehende deutsche Flotte ihre Referenzgröße. Deutschland stellt 

rund 3 % der EU-Flotte, verfügt aber über ca. 9 % der Quoten. In Deutschland 

gibt es keine Überkapazitäten. Mit dieser Flottengröße kann die deutsche 

Fischerei im Prinzip langfristig nachhaltig wirtschaften. 

 
Tab. 1: Die deutsche Fischereiflotte (Stand: 31.12.2014)  (Quelle: BMEL) 

 

 

Bereich 

 

Fahrzeuge 

 

BRZ 

 

kW 

 

Personal 

Große Hochseefischerei     
Universalfroster 3 7.244 9.530 94 
Spezialfroster 
(Schwarmfischfänger) 

4 26.423 22.802 112 

Gesamt: 7 33.667 32.332 206 

 
Kutter-und Küstenfischerei     
Baumkurrenkutter (Liste I + II) 213 9.706 41.198 481 

Baumkurrenkutter (Großkutter) 7 2.070 7.251 39 

Kutter passive Fischerei (>12m) 17 1.424 4.008 98 

sonstige  63 6.828 17.437 176 

Gesamt: 300 20.028 69.894 794 
 

Kleine Küstenfischerei(<12m Lüa) 1.139 2.762 27.406 1.400 
 

Muschel- u. Spezialfahrzeuge 46 3.189 8.616 74 
     

 

Gesamt: 1.492 59.646 138.248 2.474 
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Tab. 1: Die deutsche Fischereiflotte aufgeteilt nach Bundesländern 
 (Stand: 31.12.2014)  (Quelle: BMEL)  
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1.1 Kutter- und Küstenfischerei 

 

In der Kutter- und Küstenfischerei gibt es noch 1.439 Fahrzeuge. Davon sind 

allerdings 1.139 kleiner als 12 m. Rund 220 Kutter betreiben die Baumkurren-

fischerei in der Nordsee, 17 Kutter über 12 m passive Fischerei und 63 Schiffe 

Schleppnetzfischerei in Nord- und Ostsee. 

 
Gefangen werden alle wesentlichen Fischarten der Nord- und Ostsee, wie See-

lachs, Kabeljau/Dorsch, Schellfisch, Scholle, Seezunge, Steinbutt, Flunder, 

Hering, Sprotte, Lachs, Aal und auch Süßwasserfische wie Zander, Barsch und 

Hecht in den Boddengewässern der Ostsee. Die Fischerei auf Kaisergranat hat 

sich in den letzten Jahren durch Quotentausch fest etablieren können. Garnelen 

(Nordseekrabben) und Muscheln machen unverändert regelmäßig mehr als 50 % 

der Inlandsanlandungen aus. 

 

Die Betriebe der deutschen Kutter- und Küstenfischer konnten im Berichtsjahr bei 

einigen Fischarten von einer weiteren Verbesserung der Bestandssituation profi-

tieren. Der erfolgreiche Wiederaufbau wichtiger Fischbestände in Nord- und 

Ostsee verbesserte die Fangmöglichkeiten und die Ertragslage, während sich bei 

anderen Arten Bewirtschaftungsprobleme ergaben. Hervorzuheben ist, dass nach 

Ermittlung der EU-Kommission und des ICES mittlerweile mehr als 60 % der 

Fischbestände im Nordostatlantik, in der Nordsee und Ostsee auf dem Niveau 

des msy bewirtschaftet werden. Damit ist das Ziel einer nachhaltigen Bewirt-

schaftung für die Mehrzahl der Bestände bereits vor dem avisierten Zieljahr 2015 

erreicht worden. 
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1.1.1 Nordseefischerei 
 
Der Wiederaufbau des Kabeljaubestandes in der Nordsee setzt sich fort, verläuft 

aber deutlich langsamer als von der Wissenschaft vorhergesagt. Es zeigte sich 

erneut, dass die Einführung der Aufwandsbegrenzung durch kW-Tage kontrapro-

duktiv war. Sie führte zum einen zur Verlagerung des Fischereiaufwandes von 

Fischereien mit großen Maschen zu kleineren Maschenweiten. Dadurch wurde 

eine größere Menge von Discards erzeugt. Dieser Trend wurde von einer nicht 

angepassten Quotenfestsetzung insbesondere in der gemischten Grundfisch-

fischerei nachhaltig verstärkt. Leider ist es nicht gelungen, die Seetageregelung 

in der Nordsee bei der Reform der GFP zu überwinden, wie es in der Ostsee 

gelungen ist. 

 

Die deutsche Kabeljauquote stieg geringfügig von 2.850 t in 2013 auf 2.992 t für 

2014. Fang und Absatz verliefen auskömmlich. 

 

In der Seelachsfischerei der Nordsee war die Quotensituation bei guten 

Fangmöglichkeiten und nachhaltig bewirtschafteten Beständen weiterhin 

angespannt. Die Preissituation war weitgehend stabil, aber nicht befriedigend. 

Der Absatz des MSC-zertifizierten Seelachses verlief problemlos. Die Quote für 

Seelachs betrug im Jahr 2014 nur noch 8.054 t gegenüber 9.487 t im Jahr 2013. 

Die Seelachsquote wurde fast vollständig ausgeschöpft. Durch Tausche in 2014 

konnten mehrere hundert Tonnen Quote ins Jahr 2015 übertragen werden.  

 

Die Plattfischfischerei der Nordsee profitierte weiterhin von verbesserten bis 

stabilen Bestandsentwicklungen der Hauptzielarten Scholle, Seezunge und Stein-

butt.  

 

Im Jahr 2014 erreichte der Schollenbestand in der Nordsee erneut das Niveau 

eines historischen Allzeithochs. Deshalb wurde die Quote für Scholle noch einmal 

angehoben. Der deutsche Anteil betrug 6.007 t gegenüber 5.263 t im Vorjahr. 

Dies führte zu Absatzproblemen und niedrigen Erzeugerpreisen. Auf den 

niederländischen Auktionen gab es Rücknahmen. Die deutsche Schollenquote 

wurde nur zu rd. zwei Drittel ausgefischt. 
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Die Seezungenquote wurde erneut abgesenkt von 931 t für 2013 auf 793 t in 

2014. In den küstennahen Gewässern der Nordsee gab es auch im Berichtsjahr 

praktisch keine Fangmöglichkeiten für die Kleine Küstenfischerei. Die Bewirt-

schaftung von Seezunge erschwerte sich durch die größere Fangeffizienz der 

neu eingesetzten Pulskurren. Diese Fanggeräte sind in der Plattfischfischerei 

auch im Hinblick auf die Energieeffizienz ein positiver Faktor für die Ertragslage 

der Betriebe. Die deutsche Quote wurde zu rd. 95 % ausgenutzt. 

 

Für Deutschland standen im Berichtsjahr ï wie auch in den Vorjahren 2011, 2012 

und 2013 ï nur 186 t Steinbutt zur Verfügung. Da es keine wissenschaftliche Be-

standsschätzung gibt und der Bestand mit dem Glattbutt gemeinsam bewirt-

schaftet wird, folgt die Quotenfestsetzung im Prinzip der Entwicklung für Scholle 

und Seezunge. Die geringe Quote reicht für deutsche Betriebe bei weitem nicht 

aus, um die Beifänge vollständig anlanden zu können. Durch Tauschgeschäfte 

gelang es, die deutsche Quote bedarfsgerecht aufzustocken. 

 

Wie in den Vorjahren nehmen regelmäßig Plattfischkutter an der Kaisergranat-

fischerei teil. Insbesondere wenn die Ertragslage in der Schollenfischerei nicht 

ausreicht, erweist sich die Kaisergranatfischerei als existenzsichernd. Dies war 

nur möglich, weil die originäre deutsche Quote von rund 20 t durch gute inter-

nationale Tauschbeziehungen auf rd. 490 t erhöht werden konnte. Davon wurden 

mit guten Erlösen rd. 420 t ausgefischt. Die Situation der Kaisergranatbestände 

ist durch gutes Management langfristig gesichert, so dass auch in Zukunft eine 

ertragreiche Fischerei möglich sein kann. Voraussetzung dafür ist die Lösung der 

Discard-Problematik in diesem Sektor. 

 
 
1.1.2 Ostseefischerei 
 
Die Dorschfischerei ist auch 10 Jahre nach Vollzug der Trennung des Seegebiets 

in die Bewirtschaftungsräume West (Untergebiet 22-24) und Ost (Untergebiet 25-

32) durch Bürokratie belastet. Deutschland erhielt im Westen 3.636 t und im 

Osten 6.025 t. Während der westliche Dorsch zu rd. 89 % ausgefischt wurde, 

blieb die Quote des östl. Dorsches zu rd. 86 % ungenutzt. Grund dafür war die 
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geringe Qualität der Ware. Seit Jahren sinkt das Durchschnittsgewicht der 

Altersgruppe >3, ohne dass die Wissenschaft dafür eine hinreichende Erklärung 

anbieten kann. Offen blieb sogar die Frage, ob die fischereiliche Sterblichkeit zu 

hoch oder zu niedrig ist. Außerdem zeigten sich systematische, wissenschaftliche 

Fehler in der Datenerhebung, die dazu führten, dass dieser Bestand bei der 

Quotenfestsetzung des Folgejahres als Ădatenarmerñ Bestand behandelt werden 

musste. 

 

In der westlichen Ostsee gibt es jährlich eine Zwangspause vom 1. bis 30. April, 

um mit einer Laichschonzeit die tatsächliche Laichzeit der Dorsche zu erfassen. 

Im Osten dauert die Laichschonzeit vom 1. Juli bis 31. August. Umweltbedingte 

Gründe machten eine Ausfischung der Quote nicht möglich. Der Abstand 

zwischen wissenschaftlicher Zustandsbeschreibung der Bestände und der 

Lagebeobachtung durch die Fischerei wird zunehmend größer. 

 

Seit 2008 wurden die festen Schließungstage durch ein System flexibler Seetage 

ersetzt. Für die westl. Ostsee waren es im Berichtsjahr 147 Seetage, für die östl. 

Ostsee hingegen 146 Seetage. 

 

Die Heringsquote wurde in 5 Bewirtschaftungsräume aufgeteilt: 

Westlicher Bestand, zentraler Bestand, Bestand in der Rigaer Bucht und zwei 

Bestände im Bottnischen Meer. Der größte Teil der deutschen Quote lag im west-

lichen Teil im Vorjahr bei 14.234 t und sank im Berichtsjahr auf nur noch 10.900 t. 

Diese Absenkung um knapp 23,5 % war für die Betreiber schmerzhaft. Im 

zentralen Bereich hatte Deutschland nur eine Quote von 658 t. Diese Quote wird 

hauptsächlich für die Heringsbeifänge in der Sprottenfischerei genutzt. Zum Golf 

von Riga und zum Bottnischen Meerbusen hat Deutschland keine 

Zugangsrechte. In der westlichen Ostsee begann die Heringsfischerei frühzeitig 

und verlief sehr gut, so dass die Quote nahezu ausgeschöpft werden konnte. 

Gute Nachwuchsjahrgänge und gute Fangmöglichkeiten geben positive Aussicht 

auf zukünftige Quotensteigerungen. Die deutsche Fischerei hat zur Existenz-

sicherung der handwerklichen Küstenfischerei in Mecklenburg-Vorpommern eine 

Umverteilung vorgenommen. Die Vermarktung der Heringe bereitete Probleme, 
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weil die MSC-Zertifizierung durch die administrative Verzögerung der Verab-

schiedung eines Managementplanes nicht erfolgen konnte. Dieses belastete die 

Betriebe in der Fischerei auf den westlichen Hering zusätzlich. 

 

Die Sprottenquote wurde von 15.622 t leicht abgesenkt auf 14.997 und fast 

vollständig ausgefischt. 

 

Die Lachsquote wurde gegenüber dem Vorjahr erneut gesenkt auf nur noch 

2.457 Stück. Die Ausfischung lag nur bei rund 50 %. Zunehmend erschweren 

Fraßschäden von Robben an den mit Langleinen gefangenen Lachsen, insbe-

sondere um Bornholm, eine Verwertung der Fänge. Nur noch einzelne Kutter 

gehen dem Lachsfang gezielt nach. 
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Entwicklung der Bestände und Fangmöglichkeiten 2014 
Mengen in t (außer Lachs in Stück) nach Quotentausch 

                                                              Quelle: BLE 
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Entwicklung der Bestände und Fangmöglichkeiten 2014 (Fortsetzung) 
Mengen in t (außer Lachs in Stück) nach Quotentausch 

                                      Quelle: BLE 
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Entwicklung der Bestände und Fangmöglichkeiten 2014 (Fortsetzung) 
Mengen in t (außer Lachs in Stück) nach Quotentausch 

                                                              Quelle: BLE 

 


